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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
 

 

Az: B 12 R 9/16 B 
 
L 11 R 3553/13 (LSG Baden-Württemberg) 
S 7 R 1546/12 (SG Konstanz) 
 
 
 
……………………………………….., 
 
 
 Klägerin, Antragstellerin und 

Beschwerdeführerin, 
 
Prozessbevollmächtigter: ……………………………………….., 
 
 
 

g e g e n 
 
 
Deutsche Rentenversicherung Bund, 
Ruhrstraße 2, 10709 Berlin, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin, 
 
beigeladen: 
 
1. ……………………………………….., 
 
 
2. Bundesagentur für Arbeit, 
 Regensburger Straße 104, 90478 Nürnberg, 
 
3. Deutsche Rentenversicherung Baden-Württemberg, 
 Adalbert-Stifter-Straße 105, 70437 Stuttgart, 
 
4. BAHN-BKK, 
 Franklinstraße 54, 60486 Frankfurt am Main, 
 
5. BAHN-BKK Pflegekasse, 
 Franklinstraße 54, 60486 Frankfurt am Main. 
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Der 12. Senat des Bundessozialgerichts hat am 31. Mai 2016 durch den  

Vorsitzenden Richter   Dr.  K r e t s c h m e r    sowie die Richter   Dr.  M e c k e    und   B e c k     

beschlossen: 

 

Der Antrag der Klägerin, ihr für das Verfahren der Beschwerde gegen die Nichtzulassung der 

Revision im Urteil des Landessozialgerichts Baden-Württemberg vom 26. Januar 2016 

Prozesskostenhilfe unter Beiordnung von Rechtsanwalt A.                                      , zu 

gewähren, wird abgelehnt. 

 

Die Beschwerde der Klägerin gegen die Nichtzulassung der Revision in diesem Urteil wird als 

unzulässig verworfen. 

 

Die Klägerin trägt die Kosten des Beschwerdeverfahrens mit Ausnahme der Kosten der 

Beigeladenen. 

 

Der Streitwert für das Beschwerdeverfahren wird auf 13 302,29 Euro festgesetzt. 

 

 

G r ü n d e : 

 

I 

 

In dem der Nichtzulassungsbeschwerde zugrundeliegenden Rechtsstreit streiten die Beteiligten 

darüber, ob die Klägerin für den Beigeladenen zu 1., der für sie Kfz-Mechaniker-Arbeiten er-

brachte, für die Zeit vom 11.4.2008 bis 31.12.2010 (Gesamt-)Sozialversicherungsbeiträge in 

Höhe von 13 302,29 Euro zzgl Säumniszuschläge zu entrichten hat, insbesondere darüber, ob 

der Beigeladene zu 1. in dieser Tätigkeit wegen Beschäftigung der Sozialversicherungspflicht 

unterlag. 

 

Die Klägerin hat gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des LSG durch ihren Pro-

zessbevollmächtigten Beschwerde eingelegt, die dieser innerhalb der Begründungsfrist begrün-

det hat. Die Klägerin hat zugleich zur Durchführung des Nichtzulassungsbeschwerdeverfahrens 

die Bewilligung von "Verfahrenskostenhilfe" unter Beiordnung ihres Prozessbevollmächtigten 

beantragt. 
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II 

 

1. Der als Antrag auf Bewilligung von Prozesskostenhilfe (PKH) anzusehende Antrag der Kläge-

rin ist abzulehnen. Nach § 73a SGG iVm § 114 ZPO kann einem Beteiligten für das Nichtzulas-

sungsbeschwerdeverfahren vor dem BSG nur dann PKH bewilligt und ein Rechtsanwalt beige-

ordnet werden, wenn die beabsichtigte Rechtsverfolgung hinreichende Aussicht auf Erfolg bie-

tet. Hieran fehlt es. 

 

Die Revision ist nur zuzulassen, wenn die Rechtssache grundsätzliche Bedeutung hat (§ 160 

Abs 2 Nr 1 SGG), wenn das Urteil von einer Entscheidung des BSG, des Gemeinsamen Senats 

der obersten Gerichtshöfe des Bundes oder des BVerfG abweicht und auf dieser Abweichung 

beruht (§ 160 Abs 2 Nr 2 SGG) oder ein Verfahrensmangel geltend gemacht wird, auf dem die 

angefochtene Entscheidung beruhen kann (§ 160 Abs 2 Nr 3 SGG). Solche Gründe sind in der 

bereits vorliegenden Beschwerdebegründung vom 24.3.2016, auf die sich der PKH-Antrag be-

zieht und mit der das Urteil des LSG angegriffen werden soll, nicht in der gebotenen Weise 

dargelegt worden. 

 

2. Die Beschwerde ist unzulässig. Sie genügt nicht den Begründungserfordernissen des § 160a 

Abs 2 S 3 SGG und ist deshalb in entsprechender Anwendung von § 169 S 2 und 3 SGG als 

unzulässig zu verwerfen.  

 

In ihrer Beschwerdebegründung macht die Klägerin ausschließlich den Zulassungsgrund der 

grundsätzlichen Bedeutung der Rechtssache (§ 160 Abs 2 Nr 1 SGG) geltend. Hierzu muss die 

Beschwerdebegründung ausführen, welche Rechtsfrage sich ernsthaft stellt, deren Klärung 

über den zu entscheidenden Einzelfall hinaus aus Gründen der Rechtseinheit oder Rechtsfort-

bildung im allgemeinen Interesse erforderlich (Klärungsbedürftigkeit) und deren Klärung durch 

das Revisionsgericht zu erwarten (Klärungsfähigkeit) ist (BSG SozR 1500 § 160a Nr 60 und 65; 

BSG SozR 3-1500 § 160a Nr 16 mwN - stRspr; vgl auch BVerwG NJW 1999, 304 und BVerfG 

SozR 3-1500 § 160a Nr 7). Die Beschwerdebegründung hat deshalb auszuführen, inwiefern die 

Rechtsfrage nach dem Stand von Rechtsprechung und Lehre nicht ohne Weiteres zu beant-

worten ist, und den Schritt darzustellen, den das Revisionsgericht zur Klärung der Rechtsfrage 

im allgemeinen Interesse vornehmen soll (BSG SozR 1500 § 160a Nr 31). 

 

Die Beschwerdebegründung erfüllt die Darlegungsvoraussetzungen für eine Grundsatzrüge 

schon im Ansatz nicht (vgl hierzu exemplarisch BSG SozR 3-1500 § 160a Nr 34 S 70 mwN). 

Denn die Klägerin formuliert schon keine abstrakt-generelle Rechtsfrage zur Auslegung, zum 

Anwendungsbereich oder zur Vereinbarkeit einer konkreten revisiblen Norm des Bundesrechts 

(vgl § 162 SGG) mit höherrangigem Recht (vgl allgemein BSG Beschluss vom 6.4.2010 - B 5 R 

8/10 B - Juris = BeckRS 2010, 68786, RdNr 10; BSG Beschluss vom 21.7.2010 - B 5 R 
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154/10 B - Juris = BeckRS 2010, 72088, RdNr 10; BSG Beschluss vom 5.11.2008 - B 6 KA 

24/07 B - Juris = BeckRS 2009, 50073, RdNr 7). Die Bezeichnung einer abstrakten, aus sich 

heraus verständlichen Rechtsfrage ist jedoch unverzichtbar, damit das Beschwerdegericht an 

ihr die weiteren Voraussetzungen der Grundsatzrüge prüfen kann (Becker, SGb 2007, 261, 

265; Krasney/Udsching, Handbuch des sozialgerichtlichen Verfahrens, 6. Aufl 2011, Kap IX, 

RdNr 181). 

 

Darüber hinaus genügt die Beschwerdebegründung auch nicht den Anforderungen an die Dar-

legung der Klärungsbedürftigkeit. Als höchstrichterlich geklärt muss eine Rechtsfrage auch 

dann angesehen werden, wenn das Revisionsgericht sie zwar für einzelne Berufsgruppen oder 

bestimmte Tätigkeitsfelder noch nicht ausdrücklich entschieden hat, zur Auslegung der anzu-

wendenden gesetzlichen Vorschrift jedoch schon viele höchstrichterliche Entscheidungen er-

gangen sind, die ausreichende Anhaltspunkte zur Beurteilung der von der Beschwerde als 

grundsätzlich herausgestellten Rechtsfrage geben. Hier kommt es dann in der Regel (lediglich) 

auf die Anwendung der von der Rechtsprechung erarbeiteten Grundsätze auf einen bestimmten 

Sachverhalt - eine bestimmte Berufsgruppe oder ein bestimmtes Tätigkeitsfeld - an (vgl BSG 

SozR 4-1500 § 160 Nr 22). Ergeben sich hinsichtlich der Klärungsbedürftigkeit einer Rechts-

frage Zweifel, muss die Beschwerde diese ausräumen. Hierzu gehört auch, die bereits vorlie-

gende - und von dem LSG und teilweise auch von der Klägerin zitierte - höchstrichterliche 

Rechtsprechung auf (gemeinsame) Beurteilungsgesichtspunkte hin zu untersuchen oder in der 

gebotenen Weise Widersprüche und damit Klärungsbedarf herauszuarbeiten. Die Klägerin 

beschränkt sich insoweit darauf, auf eine Änderung von § 7 Abs 4 SGB IV im Jahr 2009 hinzu-

weisen, weswegen Entscheidungen des BSG, die Sachverhalte davor betroffen hätten, nicht 

heranzuziehen seien und sich im Übrigen die Rechtsprechung nicht habe "manifestieren" kön-

nen. Darin liege zugleich ein Verstoß gegen den Grundsatz der Gewaltenteilung. Im Übrigen 

seien die Voraussetzungen des § 7 SGB IV vorliegend nicht erfüllt. 

 

Dies genügt nicht den Darlegungsanforderungen nach § 160a Abs 2 S 3 SGG. Die Klägerin 

zeigt nicht in der gebotenen Weise auf, wie sich der Wegfall von § 7 Abs 4 SGB IV durch das 

Gesetz zur Änderung des Vierten Buches Sozialgesetzbuch und anderer Gesetze vom 

19.12.2007 (BGBl I 3024) mit Wirkung vom 1.7.2009 auf die Abgrenzung von Beschäftigung 

und selbstständiger Tätigkeit nach § 7 Abs 1 SGB IV allgemein und im konkreten Fall überhaupt 

auswirkt. Vielmehr erkennt sie an, dass es - nach wie vor - insoweit auf das Merkmal der per-

sönlichen Abhängigkeit ankommt. Mit der Rechtslage und mit der hierzu ergangenen umfang-

reichen Rechtsprechung befasst sich die Klägerin jedoch überhaupt nicht, sondern macht im 

Kern ihres Vorbringens - unter Beweisantritt - lediglich eine vermeintliche inhaltliche Unrichtig-

keit des angefochtenen Urteils geltend. Darauf kann aber eine Nichtzulassungsbeschwerde 

nicht gestützt werden. 
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3. Von einer weiteren Begründung sieht der Senat ab, weil sie nicht geeignet ist, zur Klärung 

der Voraussetzungen der Revisionszulassung beizutragen (§ 160a Abs 4 S 2 Halbs 2 SGG). 

 

4. Die Kostenentscheidung beruht auf § 197a Abs 1 S 1 Teils 3 SGG iVm § 154 Abs 2, § 162 

Abs 3 VwGO. 

 

5. Die Festsetzung des Streitwerts für das Beschwerdeverfahren hat ihre Grundlage in § 197a 

Abs 1 S 1 Teils 1 SGG iVm § 63 Abs 2 S 1, § 52 Abs 1 und 3, § 47 Abs 1 und 3 GKG und ent-

spricht der von den Beteiligten nicht beanstandeten Festsetzung durch das LSG. 
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